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Das Abgeordnetenhaus hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1 
Ziel des Gesetzes

Ziel des Gesetzes ist es, einmalig Wahlen von den gemäß § 34 
Absatz 1 Satz 1 des Bezirksverwaltungsgesetzes in der Fassung vom 
10. November 2011 (GVBl. S. 692), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 27. August 2021 (GVBl. S. 982) geändert worden ist, 
vorgesehenen Mitgliedern der Bezirksämter innerhalb der 19. Legis-
laturperiode des Abgeordnetenhauses von Berlin zu ermöglichen, 
um die in Folge der Wiederholungswahlen am 12. Februar 2023 
geänderten Mehrheits- und Stärkeverhältnisse in den Bezirksver-
ordnetenversammlungen widerspiegeln und das Proporzprinzip 
einhalten zu können.

§ 2 
Wahlvorschläge der Fraktionen

(1) Haben sich die Stärkeverhältnisse in einer Bezirksverordne-
tenversammlung infolge der Wiederholungswahlen dahingehend 
geändert, dass die auf Grund der nach dem Höchstzahlverfahren 
(d´Hondt) berechneten Wahlvorschläge der Fraktionen gebildete 
Zusammensetzung des Bezirksamtes nicht mehr dem Stärkeverhält-
nis in der Bezirksverordnetenversammlung entspricht, kann jede 
Fraktion, der danach ein weiteres Vorschlagsrecht zusteht, ein wei-
teres Mitglied für das Bezirksamt zur Wahl vorschlagen. Die Zu-
sammensetzung des Bezirksamtes gemäß § 34 Absatz 1 Satz 1 des 
Bezirksverwaltungsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Wurden vor den Wiederholungswahlen mehrere Mitglieder 
des Bezirksamtes auf Grund von Wahlvorschlägen einer Fraktion 
gewählt, der nach dem Stärkeverhältnis auf Grund der Ergebnisse 
der Wiederholungswahlen weiterhin Vorschlagsrechte zustehen, 
teilt diese Fraktion der Bezirksverordnetenvorsteherin oder dem 
Bezirksverordnetenvorsteher innerhalb eines Monats nach dem ers-
ten Zusammentritt der Bezirksverordnetenversammlung nach den 
Wiederholungswahlen schriftlich oder elektronisch mit, an welchem 
Mitglied oder welchen Mitgliedern des Bezirksamtes sie festhält. 
Andernfalls erfolgt die Neuwahl für das auf Grund der niedrigsten 
Höchstzahl jener Fraktion nach d’Hondt vorgeschlagene Bezirks-
amtsmitglied.

Gesetz
zur Abbildung der Stärkeverhältnisse  

in der Bezirksverordnetenversammlung  
im Bezirksamt infolge der Wiederholungswahl  
des Abgeordnetenhauses am 12. Februar 2023

Vom 23. März 2023

§ 3 
Neuwahl der Bezirksbürgermeisterin 

oder des Bezirksbürgermeisters
(1) Abweichend von §  35 des Bezirksverwaltungsgesetzes ist 

durch eine infolge der Wiederholungswahlen in ihrer Zusammen-
setzung veränderte Bezirksverordnetenversammlung einmalig 
eine Neuwahl einer Bezirksbürgermeisterin oder eines Bezirks-
bürgermeisters für die verbleibende Dauer der 19. Wahlperiode des 
Abgeordnetenhauses von Berlin vorzunehmen, wenn hierfür ein 
Wahlvorschlag gemäß Absatz 2 vorliegt.

(2) Bei dieser Neuwahl gilt das Vorschlagsrecht der stärksten 
Fraktion nach dem Höchstzahlverfahren (d’Hondt). Gemeinsame 
Wahlvorschläge von mehreren Fraktionen gelten als Wahlvorschlä-
ge einer Fraktion. Diese sind auf die Wahlvorschlagsrechte der an 
dem gemeinsamen Wahlvorschlag beteiligten Fraktionen anzu-
rechnen.

(3) Gewählt wird mit der Mehrheit der Mitglieder der Bezirks-
verordnetenversammlung. Kommt eine Wahl nicht zustande, so 
findet ein zweiter Wahlgang statt. Kommt die Wahl auch in diesem 
Wahlgang nicht zustande, so ist gewählt, wer in einem weiteren 
Wahlgang die meisten Stimmen erhält. In einem solchen dritten 
Wahlgang sind auf Vorschlag mindestens einer Fraktion auch au-
ßerhalb des Vorschlagsrechtes nach Absatz 2 weitere Kandidaturen 
zulässig, auch solche bisheriger Bezirksbürgermeisterinnen oder 
Bezirksbürgermeister. Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Mit der Neuwahl scheidet die bisherige Bezirksbürgermeiste-
rin oder der bisherige Bezirksbürgermeister aus dem Bezirksamt 
aus; es sei denn, dass sie oder er gemäß § 2 Absatz 2 Mitglied des 
Bezirksamtes bleibt oder nach Absatz 3 gewählt wurde.

§ 4 
Neuwahl der stellvertretenden Bezirksbürgermeisterin 

oder des stellvertretenden Bezirksbürgermeisters
Eine Neuwahl der stellvertretenden Bezirksbürgermeisterin oder 

des stellvertretenden Bezirksbürgermeisters ist einmalig vorzuneh-
men, soweit es notwendig ist, um das Vorschlagsrecht nach d’Hondt 
zu sichern. Mit der Neuwahl scheidet die bisherige stellvertretende 
Bezirksbürgermeisterin oder der bisherige stellvertretende Bezirks-
bürgermeister aus dem Bezirksamt aus, es sei denn, dass sie oder er 
gemäß § 2 Absatz 2 Mitglied des Bezirksamtes bleibt.
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§ 5 
Neuwahl von Bezirksstadträtinnen 

und Bezirksstadträten
Abweichend von § 35 des Bezirksverwaltungsgesetzes ist durch 

eine infolge der Wiederholungswahlen in ihrer Zusammensetzung 
veränderte Bezirksverordnetenversammlung einmalig auf Grund 
eines Wahlvorschlages nach § 35 Absatz 2 des Bezirksverwaltungs-
gesetzes eine Neuwahl von Bezirksstadträtinnen und Bezirksstadt-
räten für die verbleibende Dauer der Wahlperiode vorzunehmen, 
soweit die Zusammensetzung des Bezirksamts nicht mehr dem 
Stärkeverhältnis der Fraktionen in der Bezirksverordnetenversamm-
lung entspricht. Mit der Neuwahl scheidet die bisherige Amtsinha-
berin oder der bisherige Amtsinhaber aus dem Bezirksamt aus; es sei 
denn, dass sie oder er gemäß § 2 Absatz 2 Mitglied des Bezirksamtes 
bleibt.

§ 6 
Ausgeschiedene Bezirksamtsmitglieder

(1) Ein infolge der Wiederholungswahlen nach den §§  3 bis 5 
ausgeschiedenes Mitglied des Bezirksamtes wird mit der Ernen-
nung des neu gewählten Bezirksamtsmitglieds bis zum Ablauf 
seiner Amtszeit von der Amtsausübung entbunden.

(2) Bis zum Ablauf seiner Amtszeit erhält es die Bezüge weiter, 
die ihm am Tage vor dem Ausscheiden aus dem Bezirksamt zu-
standen. Änderungen beim Familienzuschlag sind zu berücksichti-
gen. Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit während der Zeit, in der 
das ausgeschiedene Bezirksamtsmitglied nach Absatz  1 von der 
Amtsausübung entbunden ist, ist zulässig. Bezieht ein nach Ab-
satz  1 von der Amtsausübung entbundenes ausgeschiedenes Be-
zirksamtsmitglied Erwerbs- oder Erwerbsersatzeinkommen im 
Sinne des § 53 Absatz 7 des Landesbeamtenversorgungsgesetzes 
vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 10. Februar 2023 (GVBl. S. 66) geändert worden ist, 
verringern sich die nach Satz 1 weiter gewährten Bezüge um den 
Betrag dieser Einkünfte. Ist ein Mitglied des Bezirksamtes ausge-
schieden und hat ein Mandat in der Bezirksverordnetenversamm-
lung oder im Abgeordnetenhaus von Berlin angenommen, wird die 
dafür gewährte Entschädigung auf die nach Satz 1 weiter gewähr-
ten Bezüge angerechnet.

(3) Mit dem Ablauf der Zeit, für die das aus dem Bezirksamt aus-
geschiedene Bezirksamtsmitglied ernannt ist, tritt das Bezirksamts-
mitglied in den Ruhestand, wenn es bei Verbleiben im Amt nach 
§  3a Absatz  2 des Bezirksamtsmitgliedergesetzes in der Fassung 
vom 1. April 1985 (GVBl. S. 958), das zuletzt durch Artikel 5 des 
Gesetzes vom 15. November 2022 (GVBl. S. 621) geändert worden 
ist, in den Ruhestand getreten wäre; es gilt als entlassen, wenn es bei 
Verbleiben im Amt nach § 3a Absatz 3 des Bezirksamtsmitglieder-
gesetzes entlassen wäre. Dabei wird die Zeit, für die nach Absatz 2 

Satz 1 die Bezüge weitergewährt werden, in die nach § 3a Absatz 2 
des Bezirksamtsmitgliedergesetzes geforderte Zeit der Angehörig-
keit zu einem Bezirksamt eingerechnet.

§ 7 
Ausgleichszulage

(1) Eine ausgeschiedene Bezirksbürgermeisterin oder ein ausge-
schiedener Bezirksbürgermeister, die oder der infolge der Wieder-
holungswahl Mitglied des Bezirksamtes bleibt, erhält eine ruhege-
haltfähige Ausgleichszulage in entsprechender Anwendung von 
§ 13 des Bundesbesoldungsgesetzes in der Überleitungsfassung für 
Berlin vom 21. Juni 2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 10. Februar 2023 (GVBl. S. 58) geändert worden 
ist, wenn sie oder er nicht in mindestens der gleichen Rechtsstellung 
erneut in ein Bezirksamt gewählt wird. Die Ausgleichszulage ent-
fällt, wenn sie oder er nach Ablauf seiner Amtszeit erneut in gleicher 
Rechtsstellung in ein Bezirksamt gewählt wird.

(2) Für eine stellvertretende Bezirksbürgermeisterin und einen 
stellvertretenden Bezirksbürgermeister gilt Absatz 1 entsprechend.

§ 8 
Eintritt in die Bezirksverordnetenversammlung

Für ein infolge der Wiederholungswahlen ausgeschiedenes Mit-
glied des Bezirksamtes findet § 26 Absatz 4 Satz 1 des Landeswahl-
gesetzes vom 25. September 1987 (GVBl. S.  2370), das zuletzt 
durch Gesetz vom 4. Mai 2021 (GVBl. S. 414) geändert worden ist, 
für die 19. Legislaturperiode des Abgeordnetenhauses keine Anwen-
dung. Soweit ein Mitglied des Bezirksamts aus diesem Amt aus-
scheidet, um sein Mandat in der Bezirksverordnetenversammlung 
anzunehmen, gelten für diese Person die Regelungen des § 6 ent-
sprechend, solange und soweit das Mandat in der 19. Legislaturpe-
riode in der Bezirksverordnetenversammlung nicht niedergelegt 
wird.

§ 9 
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 23. März 2023

Die Präsidentin des Abgeordnetenhauses von Berlin
Cornelia  S e i b e l d

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Die Regierende Bürgermeisterin
Franziska  G i f f e y
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Verordnung
zur Senkung der Kappungsgrenze gemäß § 558 Absatz 3 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs (Kappungsgrenzenverordnung)

Vom 14. März 2023

Auf Grund des § 558 Absatz 3 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. Januar 2002 
(BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 6 des 
Gesetzes vom 7. November 2022 (BGBl. I S. 1982) geändert wor-
den ist, verordnet der Senat:

§ 1 
Gebietsbestimmung

Berlin ist eine Gemeinde im Sinne des § 558 Absatz 3 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, in der die ausreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen 
besonders gefährdet ist.

§ 2 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 11. Mai 2023 in Kraft. Mit Ablauf des 
10. Mai 2028 tritt diese Verordnung außer Kraft.

Berlin, den 14. März 2023

Der Senat von Berlin

Franziska  G i f f e y
Regierende Bürgermeisterin

Andreas  G e i s e l
Senator für Stadtentwicklung, 

Bauen und Wohnen
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Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das 
zuletzt durch Artikel 1 und 2 des Gesetzes zur sofortigen Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für die erneuerbaren Energien im 
Städtebaurecht vom 4. Januar 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 6) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 9 Absatz 3, § 8 Absatz 1 und mit 
§ 11 Absatz 1 des Gesetzes zur Ausführung des Baugesetzbuchs in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 1999 (GVBl. 
S. 578), das zuletzt durch Artikel 1 des Sechsten Änderungsgesetzes 
vom 14. Oktober 2022 (GVBl. S. 578) geändert worden ist, verord-
net die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen:

§ 1
Der Bebauungsplan 9-15a (bestehend aus zwei Blättern) vom  

21. April 2021 mit Deckblättern vom 28. Januar 2022 und vom  
30. März 2022 für eine Teilfläche des städtebaulichen Entwicklungs-
bereichs „Berlin-Johannisthal / Adlershof“ mit den Grundstücken 
Segelfliegerdamm 1/45, den Flurstücken 7255 und 7258 Gemarkung 
507 Flur 2, den Grundstücken Groß-Berliner Damm 80, 80A,  
Gerhard-Sedlmayr-Straße 4/12 und dem Flurstück 6341 Gemarkung 
507 Flur 2 im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Johannisthal, wird 
festgesetzt. Er ändert teilweise den durch Verordnung über die Fest-
setzung des Bebauungsplans XV-68a im Bezirk Treptow-Köpenick, 
Ortsteil Johannisthal, vom 18. Dezember 2002 festgesetzten Bebau-
ungsplan (GVBl. S. 9).

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann bei der Senatsverwaltung 

für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen, Abteilung Stadtentwick-
lung, beglaubigte Abzeichnungen des Bebauungsplans können bei 
der für die Stadtplanung zuständigen Abteilung des Bezirksamtes 
kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit et-
waiger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 
des Baugesetzbuchs) und

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge-
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.

§ 4
(1) Es wird darauf hingewiesen, dass unbeachtlich werden

1.	 eine nach § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und Formvorschriften,

2.	 eine unter Berücksichtigung des § 214 Absatz 2 des Baugesetz-
buchs beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhält-
nis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach §  214 Absatz  3 Satz  2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs und

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit der Verkündung dieser 
Verordnung schriftlich gegenüber der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung, Bauen und Wohnen unter Darlegung des die Verlet-
zung begründenden Sachverhalts geltend gemacht worden sind. 
Nach Ablauf der in Satz  1 genannten Frist werden die in Satz  1 
Nummer 1 bis 3 genannten Verletzungen oder Fehler gemäß § 215 
Absatz 1 des Baugesetzbuchs und die in Satz 1 Nummer 4 genannte 
Verletzung gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausführung des 
Baugesetzbuchs unbeachtlich.

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die für die Verkündung dieser Ver-
ordnung geltenden Vorschriften verletzt worden sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 15. März 2023

Senatsverwaltung für Stadtentwicklung,  
Bauen und Wohnen
Andreas  G e i s e l

Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans 9-15a 

im Bezirk Treptow-Köpenick, Ortsteil Johannisthal
Vom 15. März 2023
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